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Sachgebiet 613 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. Februar 1970 

III/5 _ 65304 — Zo 21/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 21 Abs. 7 in Verbindung mit 
§ 77 Abs. 7 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 737) in der zur Zeit geltenden Fassung die von der 
Bundesregierung beschlossene 

Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 2/70 — Angleichungszölle 
für Verarbeitungsweine griechischer Erzeu- 
gung) 

nebst Anlage und Begründung. 

Die Verordnung ist am 29. Januar 1970 im Bundesgesetzblatt II 
Seite 14 verkündet worden. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates ist die Verordnung 
gleichzeitig übersandt worden. 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Verordnung 

zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 2/70 — Angleichungszölle für Verarbeitungsweine 
griechischer Erzeugung) 


Auf Grund des § 21 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe b des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737), zuletzt geändert durch das Zwölfte Gesetz 
zur Änderung des Zollgesetzes vom 22. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 879), verordnet die Bundes- 
regierung; 

§ 1 

Der Deutsche Teil-Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1968 
II S. 1044) in der zur Zeit geltenden Fassung wird 
nach Maßgabe der Anlage geändert. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 
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Anlage 

(zu § 1) 

Nach der Bestimmung zu Tarifnr. zu 20.05 - C - 1 - a wird folgende neue Bestim- 
mung eingefügt: 

Tarifnummer Warenbezeichnung 

1 I 2 

Zu 22.05 -B 

Anmerkung Auf Weine aus Absatz B, denen aus Wein gewonnener Alkohol zu gesetzt ist, 
in Fässern, Kesselwagen oder anderen Großbehältnissen, wird bei der Einfuhr 
aus dem freien Verkehr Belgiens, Luxemburgs oder der Niederlande ein An- 
gleichungszoll erhoben, soweit diese ganz oder teilweise Weine griechischer Er- 
zeugung enthalten. Der Angleichungszoll bemißt sich nach dem Besonderen Zoll- 
satz gegenüber Griechenland, der bei der unmittelbaren Einfuhr der enthaltenen, 
unvermischten Weine griechischer Erzeugung aus Griechenland zu erheben wäre, 
bezogen auf die Anteilmenge in der aus Belgien, Luxemburg oder den Nieder- 
landen eingeführten Ware. Der sich hiernach ergebende Zollbetrag wird um den 
Betrag gemindert, der bei der Einfuhr der Weine griechischer Erzeugung nach 
Belgien, Luxemburg oder den Niederlanden dort für die Anteilmenge an Weinen 
griechischer Erzeugung nachweislich entrichtet worden ist. Diese Regelung gilt 
bis zum Inkrafttreten einer gemeinsamen Marktorganisation für Wein, längstens 
jedoch bis zum 31. Oktober 1970. 
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Begründung 

(zu § 1) 


(1) Wegen der bestehenden Zolldisparitäten zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und den Bene- 
luxländern werden in zunehmendem Maße Verarbei- 
tungsweine, insbesondere Brennweine, die ganz oder 
teilweise Weine griechischer Erzeugung enthalten, 
über die Beneluxländer in die Bundesrepublik ein- 
geführt. Diese Einfuhren verringern die Möglichkei- 
ten für den Absatz von Verarbeitungsweinen mit 
Ursprung in der Gemeinschaft auf dem deutschen 
Markt, 

(2) Auf Antrag hat die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften die Bundesrepublik nach 
Artikel 115 Abs. 1 des EWG-Vertrages ermächtigt, 
zur Verhinderung von Verkehrsverlagerungen eine 
Ausgleichsabgabe zu erheben, wenn die Direktein- 
fuhren aus Griechenland und die Umwegeinfuhren 
über die Beneluxländer insgesamt 228 500 hl pro 
Jahr (1. November bis 31. Oktober) erreichen (Ent- 
scheidung vom 5. Juni 1968 — Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 130/11). Die Voraus- 
setzungen für die Anwendung der Ermächtigung sind 
nunmehr gegeben. 
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